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Zendtagsi tzung vom 17. September 1947 

Be i nu : Vormittags 9 Uhr 

Anwesend: Alle Abgeordneten mit Ausnahme von Abg. Marxer 
aýpri n ür welchen Ers. Abg. Chris. Dehri der Sitzung bei- 

wohnt, Seitens der Regierung ist Reg. Chef Frick anwesend. 
pr4, s.: Ich eröffne die heutige Sitzung und begrüssea die 

er bestens. Als ersten Punkt kommen wir zu einer 
Die eane1eenheit August Bargetze in St. Galle n. 

egi er ung richtet ein Schrei b en an den Landtag worin 
eie um die Stellungsnahme des Landtages ersucht betr. der 
Revi s3 an unserer Ehegesetzgebung. 

Das. Schreiben der Regierung wird vorgelesen. 
Be 
ý" 

Chef: In der Eheangelegenhel t des August Bargetze 
r3j äri ärger handelt es sic um folgendes: 

Bargetze hat vor einigen Jah ren mit einer Deutschen gehei- 
ratet. Heute macht er geltend, dass er bei der Eingehung 
der Ehe die Bedingung gestellt habe, dass in der Ehe keine 
Kinder 

erzeugt werden sollen. Die Kirche hat auf Gtund dieser 
Bedingung die Ehe als Null und Nichtig erklärt, hingegen 
anerkennt unser staatliches Eherecht diesen Vorbehalt nicht, Dle Ehe ist lt. dem Gesetz dem Bande nach gültig. Um diese 
ks, (Bargetze will wieder heiraten) d. h. um die neue Ehe 
gesetzlich anzuerkennen, müsste eine Gesetzesänderung vorge- 
nommen werden. Der Landtag möge nun prinzipiell entscheiden, 
ob unser Ehegesetz revidiert werden soll oder nicht. Mir 
persönlich scheint, mann sollte am bestehenden Eherecht nitht 
1e1 rütteln.. Im vorliegenden Fall lautet das bischöfliche 
Urtel1 dermassen, dass diese Ehe wegen Mangel an wesentlichem Ehewi lle n des 'Mannes null und nichtig ist. 

Ab 
. H. Brunhart: Haben wir ni cht vor längerer Zeit äb. ei ner 

esetzesvorlage betr. dem Eherecht hier debattiert ? 

Re 
. Chef: Das war betr. der Notzivilehe. Dieses Gesetz 

würde aber in diesem Falle nicht genügen. Die Notzivilehe 
ist für jene Leute, die religionslos sind und daher keine 
religiöse Ehe eingehen wollen. Im allgemeinen ist zu sagen, 
dass unter den Neubürgern eben verschiedene sind, die keine 
Religion haben. Die Neubürger sollen sich jedoch nach unseren 
Derh-, ltni ssen richten und nicht wir nach ihnen. 

Ab e Sele: Wie wird das Eherecht in den europäischen Staaten 
gehndý a T. Sind wir in Liechtenstein wirklich so rück- 
ständig in dieser Sache wie man immer hört. 

Re Chef: Jch persönlich finde unsere Ehegesetzgebung 
ni 

_t als-Rückstand sondern bin stolz darauf, Die Erfahrungen 
die man in der Schweiz uni im übrigen Europa mit einer 
lockeren Ehegesetzgebung gemacht hat, sind katastrophal, 
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Ab°" fiele: Jch bin nur der Ans! cht, dass man in ganz ýý-waren --Fällen die Möglichkeit. der Auflösung hätte. 
Re Ch-e: f: Ein Beispiel, wie sich die Lockerung der Ehe- 
geSetZebu ng auswirkt, gibt Zürich, wo 40% der geschlossenen den 

wieder getrennt werden. In der übrigen Schweiz ca. 25% War müssen bestrebt sein die Ehe zu schützen schon wegen den 2[indern. Der Landtag möge entscheiden, ob diesem Pro- blem näher getreten werden soll oder nicht. 
b.. gi ndles. Wie Abg. Sele erwähnt, gibt es doch schwere Zeile, 

wo es besser wäre wenn die Leute auseinander könnten. 
stark die Ehegesetzgebung zu loc*ern wäre jedoch be- 

Stimmt nicht gut. Auch die Gemeinden hätten in versah. Füllen 
noch Interesse daran, dass Ehen getrennt werden könnten. 

Hoa Jeh st el le mi rd as Gegenteil vor. Für die Ge- 
nieinder, Ist es nicht interessant wenn Ehen getrennt werden und event. Kinder zurückbleiben, für die dann die Gemeinde 
sargen muss. Jch bin schon der Ansicht, wem unsere Ehe- 
gesetzgebung nicht passt, soll sich eben durch eine andere Einbürgerung 

seine Wünsche sichern lassen. Jch könnte mich 
gar nicht mit einer bedeutenden Lockerung einverstanden erklären. 

Ab 
--- ....... '1 '1 4- - -- -J-- 7" T :,... 1 3 ,. '1.. 'i- .. 4 4 1. _L -- n.., ln gar - .we ü, ZUL1i5 1, uur du. L. LliU Illtiü U. 1V 141Vý11C1_KCJU . LL JJHV, ZUL_vvpya Felle 

aus der Welt zu schaffen. 
Ab " Dr. Ritter: Jch bin der Meinung, dass man nicht wegen 
Jeciem Einzelfall, wie Bargetze, ein entsprechendes Gesetz 
Se-2. f-Pan lrsann Trr, )ih-ei r, an al ! a. nh Ai nh rinn AAR-c; nnSArA 

'-egesetzgebung ergänzungsbedürftig ist , wei 1 eben eine 1'Tenge Probleme seit Inkrafttreten dieses Gesetzes, seit 1812 
entstanden si nd, für die das Gesetz nicht mehr Rechnung trägt. 
'Wir haben damals das konfessionelle Eherecht übernommen. Tnzwi sehen hat die Kirche selber ein neues Eherecht ge- 
Snh affen und zwar im Jahre 1916 lt. welchem der Ehehaupt- 
Zweck die Kindererzeugung ist. Es wäfre daher angebracht, 
wenn das Ehegesetz unter weitgehenster Berückst chtigung 
des ki rchli chen Rechtes ei ne r Reform unt erzogen würde. Auch denjenigen Liechtensteinern, welche einer anderen Religion angehören oder Religionslos sind, sollte die Mög- 
lichkeit geboten werden, dass sie In Ihrem Heimatstaht 
eine staatlich gültige Ehe eingehen können. Die Reform 
braue! t natürlich nicht so weit gehen wie in Oesterreich 
mit der sog. Severs-Ehe. Joh möchte daher empfehlen, dass 
die Regierung diese Sache unter diesen Gesichtspunkten 
weiter verfolgt. 

Abg. ScY±ädler: Jch möchte betonen, dass ich an der Ehegesetz- 
gebung nicht stark rütteln würde. Dass man wegen den Neu- 
bürgern oder wegen einem. Liechtensteiner Im Ausland alles 
ummodelt, bin ich nicht dafür. Die Leute sollen sich eben 
vor Ihrer Einbürgerung In di eser Hinsicht erkundigen oder 
können sich ja ausbürgern lassen, dam haben sie die 
gewünschten Rechte. 
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seL3ý: 
Es wäre doch nicht schlecht, wenn die Regierung zu- ýme n mit den kirchlichen Behörden unser Ehegesetz über- srufen würde, damit event. Ergänzungen besprochen werden kdnnt 

en. 
eL 'nU8' 

_ 
1i- rý ... ý.. .«.. _.. ._ -- I -- n9-.. L - ..... - L I' - K'1 1-71^"- 1. nf9T. ý1 11 Cn 1w eM 11 A" t-- n0f1 YYM N G] Y1 f1 Rl Sn 11 7' t, 1N IM f7 Fl f 1: ] - 

und VDi " Li V ULI iCil Gl Ypl 1I: kvb7 UL 1: ýLUDw. rr +a v. r.......,. v. +- 

��, ewi ssensfreihei t. Diesem Grundsatz müssen wir auch da- 
nacrleben, dass wir jedem Bürger ermöglichen in unserem Lande 
eine gültige Ehe eingehen zu können. 

A_ 
_' dA'_ (R, 

.. r. ,. - , .. ---' " ,. - ,i 7'----L4-.. 4... .,., " vý, taI- H. Q irnnnrn 'fn n4 eCýnýw N9nýIn n. nr. me9 nov n, TSaivýi. FJfla i, u 

geit nd herauskommen. ýDavwäre W j. yi LJ -A 

&v schont eher dafür, dass 
ßev Sse Leute trotz ihrem Geld gar nicht ei ngebürgert würden. Vjr Wollen doch auch in der Eheangelegenheit bleiben was wir sj nd. Die Ehe wird immer ein grosses menschliches Problem bibl 

en, darum, prüfe wer sich ewig bindet. Jch würde im Genetz 
die Lücke nicht öffnen, ansonst dieselbe mit der Zeit 

Selbst immer weiter wi rd. 
e%. Mn -- : 4U0'_ Q- 

---". ,,.., --"' -- °--- tr --- ----'- T___... _ 
P c4 "r`ýýe: una uoca rytoen wir an aer VBrassUIIg LT-. auufduolrai- 
-- vd L. tro ,,. - .,, 7,..., -. &. 

"vLC. 11 lsei r 1! " 

ke Chef: Der Fall August Bargetze ist nicht vom religiösen 
s tandpunk 

zu betrachten, hier ist kein religiöses Hindernis 
sondern 

ein gesetzliches Hindernis vorhanden, 
Ab 

" g. Brunrart; Wenn Barpetze nun Schweizerbürger würde ? 

Re '" Chef: Dann könnte er sowohl Zivil als auch kirchlich 
dang neue Ehe eingehen. Man muss sieh aber in unserem Fall 

rüber klar sein, dass wi r mit einer Gesetzesabänderung 
gicbt nur di es an Fall Bargetze behandeln, sondern das neue Gesetz 

gilt dann für alle Burger gleich. 
Ab Elkuch: Diese Sache muss man si ch sehr gut überlegen. Abgeändor t ist das Gesetz bald aber was sind dann die Aus- 
Wirkungen ri evon ? 
U_ 
f% @b`'_ f4'L,.., F" ttrt ........... r. r... 1. '. fn '. 4 v..,.., 1D .. 14... 4 nrfclncnn cn114-n A4 Am V1! t-ll i YY 1 L' ti iLK' t-Ll nt'. 1! Ll Ll - t71 LlOtll llt7-L1 611 V Lll7 1V 470L VV 11 V6 Ki V 

" ---- --- - --ý-- - -----ý -- ---- -----ýý- -- -- -- - ýýýý'ýr+ 1r. ý4 i- .. ýM.. ti, ýn nre»+rlnY1 Aeco ýti. hi or tiloircf: en lrann_ nfi 
''ýZzr-WA Y f5 Q5 DUD ßj YY p1 %A WY, %& c1 )� vi aýý vt a: v äl caýv vu cu uu. rat dann aber auch jeder Katholik die Möglichkeit zu erklaren dass 

er nunmehr religionslos gewo rden ist und er somit eine neue Ehe wieder schliessen kann. 

_Dr. 
Ri tter: möchte da schon sagen , dass auch eine 

ýli an d. egesetzlichen Vorschriften gebunden ist, eine konnte 
also, wenn sich der Betreffende auch für religionslos 

erklären würde, nicht ohne, weiteres aufgelöst werden. 
pss.: Schon in Berücksi chtigung der vi elen Staatenlosen 
di® z. Tell ohne Schuld staatenlos wurden, sollte doch die 
e°gesetzgebung 

etwas gelockert werden. Nicht dass man die 
chliche Freiheit so einschränkt, dass diese Leute nicht 

einmal eine Ehe eingehen können und hierdurch vielfach dem 
verderben preisgegeben werden. 

8- e'. Chef: Die Kehrseite dieser Sache für uns sieht doch ein- 
Wenig anders aus. Es ist vielei cht für den Landtag interessant 
ZtU wissen, dass wir in Liechtenstein ausser den Russen über 
100 Staatenlose haben. Diese können wir nicht ausser Land schaffen 
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Dach dem letzten Krieg war eine ei nzige Fami li e staatenlos irn Land, nämlich die Obwegeser, heute ca. loo. ', denn nun ein solcher Staatenloser krank ist, müssen wir für ihn 
a'aommen und Gutsprache leisten. müssen daher in dieser Richtung 

strenger vorgehen. '*üenn ei ner heiraten will soll er sich zuerst um Schri ften umsehen. 
präs.: Das Durchgreifen in den unteren Kreisen ist schwer 
Weni rnan bei ixen obereu Vlvi sen dies nicht imstanh e ista 

Dr. Riýter: Das Eheproblem ist doch so wichtig, dase 
trotg� rlAr Prianlran Aa. rn. n hara. n trAtAn anllta_ damit 

eine befriedigendeLösung gefunden werden kann, die unseren 'Verhältnissen 
angepasst ist. 

" 4i ndle Die Regierung möge im Einvernehmen mit den 
°'rctlichen Kreisen eine Vorlage schaffen, über die i er dang immer noch diskutiert werden kann. 

� 
Chef: Was für Postulate sDllen bes. berücksichtigt werden. 

edt3, nk- t. ý-T, -zr Nnf ý. i vi l ahý fii r Ra1 i mi enalnsa _ 
ni a hirip-li chkelt 

der Scheidung und Wi ederverehelichutl . r'ße weit sollen wir da gehen. 

Pro- Jcb glaube die al. lg emeinfle Ansicht ist die, die Sache 
niei-; zu locker machen, aber im Einvernehmen mit der Ki rohe 
sollten doch verschiedene Ergänzungen möglich sein. 

K Dr. Ritter: Man könnte sich ja auch auf den Standpunkt 
sten wenn Ale Kirche eine Ehe als ungültig anerkannt bat, anerkBn nt*"s. uch der Staat 

Rwe 
. Chef: Wie gesagt, wenn keine minder voianden sind, 

c_ an. er wist können das Gesetz nicht nur für eine Gruppe 
lockern, dieses muss für alle gleich Geltung haben. 

A&. Dr. Ritter: Strenger als die kirchliche Behörde sollte 
der Staat auch ni ch ts ein. 

49- Sele : Der Schutz der Familie soll auf jeden Fall ge- 
Weh rtt bleiben. Jenn keine Kinder vorhanden sind macht di e 
Sache weniger aus. 

29p, 
- Chef: Wir haben in Schaan ein Fall. Da ist einen Staaten- 

os en vor 4 Monaten seine Fraurgesto rben und jetzt wird der 
betr. schon wieder verkündet, d. h. dass er sich jetzt schon 
wieder verehelichen will, 

Ab&. H. Brunhart: Wer gab die Bewilligung zu dieser Ehe ? 

Re ". Chef: Auf jeden Fall müssen wir hart werden und den 
_taa enlosen Schwierigkeiten machen wo wir können. Denn die 
Leute wollen keine Staatsbürgerschaft mehr annehmen. Es ist 
System dahinter. Sie sollen sich jedoch zu einem Staat be- 
kennen, 
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, 7. Chef Ui : ich dieser Angelegenheit ist ei ne Anfrage bei 

insbes. betr. diejenigen dar rgchtssektion anhäni g, 
n wurden. Lesbe die auf Grund des Arier esetzes ausgebürgert 

Re Chef: Ein Fall haben wir, da sagt der T\, 'iann: Wir wollen 
kEdna deutschen Schriften mehr, wir wollen staatelblos bleiben. 

Ab Yi ndl9 Jch glaube nicht, dass die; Regierung in diesem 

ýa11 verpfli chtet ist, diesen Leuten Papiere auszustellen. 

Re 
. C. Chef: Wir werden in einer der nächsten Landtagsitzuiende 

ch P 
'b" r das ganze Sch ri ft enw es en dem Landtag ei nmal ore 

uskUnft geben. 
Ab 

. Kindle., io eine TMTöglichkeit kesteht, dass die Leute von 

irgend 
einem Staat sich SchrnfÄuswe3sscausgegebennwerdenll 

lle ch ten st ei ni s ch ersei ts kei 

Re Chf: Gerade die Juden stelzen sich auf den Standpunkt, 

kou 
uens-gar nicht in den Sinn um Schriften zu schauen, uns 

geht es so gut genug. 
pss.. Betr. der Ehegesetzgebung möge sich die Regi erung 

Bischof in Verbindung setzen uröd hierauf dem Landtag 

gorschläge unterbreiten. Der Fal nunust Bargetzetsoll zuruck- 

gestellt werden bis das Ehegesetz 

Punkt 2 
ütömätisierung des Telephons - Darlehensaufnahme 

Präs: Die Referendumefri st Ist nunmehr unbenützt abgelaU en. 

uf rund der Verhandlungen der Regierung mit der PTT Ist 

letztere bereit, die Automatisierung zu finanzieren wind ah 

zu einem Zinssatz von 3%, rückzahlbar in 12 möglichst gle 

91"3 men Jah resratAn o 
Das Schreiben der PTT sowie dasjenige der Regi erung wi rd 

'Orgel esen. 

Es ist dass das Geld zu so günstigen Bedingungen 

erhältli ch waricJch möchte diese Sache noch zur Diskussion stellen. 

Re 
. Chef: Jch habe bei den Verhandlungen mit der PTT darauf 

-ir e esen, dass unsere Hand lun gsfreirei t durch dieses 

Darlehen nicht gehindert werden dürfe, was mir ohne weiteres 

Zugestanden wo Wien Ist. Der ZtzSedýuesencýlich einigte 
Zuerst höher in Vorschlag gebracht, 

sich dann auf den 3%0. Auf dieser Basis erhalten auch die 

Kantone das Geld, also sind wir diesen gleichgestellt wo rdent-für 
uns 

J&- habe im weiteren darauf hingewiesen, 

4011 wäre, wenn die Arbe itenvergebung einer gewissen Konkurrenz 

unterworf n würden . Hi r iýo t ? nge- 
n -erden, unterlie en würden res jedoch wurde ulPh 

kei ne Zusicherns de 
jbeomati si erung genau gleich hoch zu 

wiesen, dass u 
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-6- 
fiteren komme wie in der Schweiz. Vir könnten versichert sein, dass die PTT das übernommene Mandat gut ausführen werden. Bevor Bestellungen gemacht werden, werden. diese Sache jeweils 
der Regierung unterbreitet werden. In der Schweiz bestünden 3 versch. Systeme, für uns jedoch komme nur Hasler in Frage 
denn auch St. Gallen und Graubünden besitze dieses System. Bei den diesbez. Fabrikslieferungen gebe es keine P reis- dreck erei . Betr. der Rockzahlung ging der Vorschlag der PTT 
zuerst auf 8 Jahre. Job habe dann jedoch erwähnt, dass uns dies 
nicht möglich sei, Jch habe im weiteren unsere finanzielle rage entsprechend beleuchtet insbes. Dr. Kuli gegenüber, dieser 
ist nämlich die rechte Hand von Bundäsrat ZPobs. Er hat sich dann dahingehend geäussert, dass in Bern eine andere Ansicht 
'V'3n unseren finanziellen Verhältnissen herrsche als wie Ich 
sie vorgetragen habe. Innert 12 Jahren sollte es nun möglich 
sein, diese 22 Millionen zurückzuzahlen. Ein besonderer Vor- 
teil liegt auch darin, dass wi r kein Geld in Reserve stellen 
Müssen. 

P_: Der Landtag nimmt von den Bemühungen der Regi erung 
anerkennend Kenntnis und beauftragt die Regierung gleich- 
' 
zeitig das bezügliche Abkommen mit der PTT zu treffen. 
Fier ist mit diesem Antrag einverstanden ? 

Abstimmungsergebnis: 
einstimmig angenommen. 

Punkt 3; 
par as`sa für das Fürstentum Liechtenstein - Bauplatzfrage 

ý_ Die Sparkassa reklamiert, weil wir in di e}aer Sache 
noch keine Entscheidung getroffen haben. Unser erster Beschluss 
bet r, den Platz zwischen alt-Landverweserhau s und Regi erungs- 
gebäude hat die Sparkassa zur Kenntnis genommen ist jedoch 
dann Infolge der schlechten Felskonstruktion nochmals auf die 
Sache zurückgekommen und hat den Landtag ersucht, er möge der Sparkassa einen Bauplatz nördlich in der Landesverweser- 
bündt zur Verfügung stellen. Die Regi erung hat dieses Ansuchen 
an das Bauamt weiter geleitet. Das Bauamt äussert sich dahin- 
gehend, dass zuerst eine Planung stattfinden sollte, wie 
die Landesverweserbiindt später Verwendung finden soll. Der 
Akt wurde dann an die Gemeinde Vaduz zur Stellungsnahme 
gesandt, diese ihrerseits hat Architekt Rhei nberger zu Rate 
gezogen, welcher erwähnt, dass sich die Gemeinde Vaduz dem 
Antrag des Bauamtes anschliessen sollte. Das Land sollte sich 
zuerst klar darüber sein, wie dieser Platz endgültig verbaut 
Oder welchem Zweck er schlussendlich zugeführt werden soll. 
Also zuerst eine Projektierung über den gesamten Platz. 

A_H. Brunhart: Jch kann Vaduz nicht verstehen, dass sie 
den -7pa rkassabau nicht in der Lan desverweserbündt haben wollen. 

Z'räs.: Wir sind nicht gegen den Bau und nicht gegen diesen 
la z. Nachdem jedoch ein Bebauungsplan vorhanden ist, Ist 

es eben wesentlich, dass di eser Bebauungsplan nicht schon 
zum vorneherein durchkreuzt wi rd. 

W? 
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Aa ch_ef: Die Sparkassa möchte genügend Zeit haben um das 

VOrhaben zu studieren. Aus diesem Grunde sollten sie wissen, 

ý+as fUr ein Platz ihnen zur Verfügung gestellt wird. 

H. Brunhart '. Es ist nur ein g rundsätzli C1 es Ei nverständ- 

°l zu geben, dass der Landtag diesen oder jenen Platz für 

sen Bau zr Verfdgu ng stellt. 
IL.. ... n^4 Y1 

aa.. ý Al- -----, -- rR.. -- .. +., r, - QA ar Lanauzý, m u' . Rf tter: Jcr b] n aer IvIni 
3�ý-r lrti nntA und zwar fur di e_ 

.., l -iuverständnis grunasauL. L1uL r-aý Attretung 
eines geeigneten Bauplatzes in der Iiandesverweser u. 

e beauftragt werden, dass -vo n ýer 
Segi e ru r. g möge gleichzeitig lan d er 

GeMeirdekVaduzenicýtrino Wi edersprucr stertebeinvýrlangt wi rd. 

präs" 
: Die Regi erung sollte beauftragt werden , ei rye Gesamt- 

planung des Bauplatzes ur"d seiner Umgebung vorzune14pem. 
R,, _.... .l.... °1 AbL, 

_ -r-+- --bi ci rb 1riar darüber, dass dieser rlä1GL4- 
J- C0 i. 81c l'_ ü Sý. 

ý.. ý--ýs_ ,-:. _ ýr- a�ry 4 ý1- Nýt man f ür Spý. t@1" 8. 
aUý G@ rlaLZ IU vau uý j.,... - 

wie das Spe, rkassagebä. ude zu 
__ c% '" "v (; I-, W1(, i131r1F'jCtvº+ 

erstellen. 't! i rd vieloicY±t das Regierungsgebäude zu e" 

R cref wenn die Sparkassa hinauskommt, gibt es mehr Platze 

gI. Brunhart: Jena das Gebdude zu klein würde, müsste eben 

abgebaut werden� vergrössern auf keinen Fall. 

ý- l4-l s Der Landtag ist somit prinzipiell mit der Ueberlassung 

elbeg Bauplatzes der Sparkassa in der Landesverweserbündt 
einQerstanden beauftragt jedoch die Regi erung , 

Veranlassung 
Zu treffen dass über den gesamten Platz (Landesverweserbiindt) 
ei U Vorpro jekt ausgearbei tet md rd und di eses dann dem Landtag 

Zur Kenntnis gebracht wird. (In bezug auf die Verwendung des 
Grundes für später) Hi erauf wird der Landtag definitiv Be- 

2Qb luss fassen. 'Vier ist mit diesem Vorschlag einverstanden ? 

gbstirnmungsergebnis: einstimmig angenommen. 

Pa 4 
ý_, ýa, ýw mr; acans betr. Schaffung einer Ober- 

-iLLJILP. i, Qa uütsCiu. s. v,. , -a... -. _-. --TM -, 
__ I: r: 1Au �o4-onflna_ 

erstelle zum Scrutz und zur neue ae5 yý11tAA1yºývck"""`+--. 

as esuc _wr vo rgeleaen. 

Ab Beck: Die Schaffung einer solchen Steile würde sich 

$sti amt e zahlt machen* 
ýrä. s : Rein sachlich gesprochen, kann man Sch aller nicht 

nre 
_t geben. Die Zustande sind wirklich nicht Ideal 

die in bezug auf Jagdaufsicht und Wildpflege bestehen, 
Dien 

muss sich nur fragen, ob im vorgeschlagenen Sinne eine 
Lösung 

gefunden werden kann oder ob es nicht besser wäre, 

°Venn dieses Oberaufsicht der in Aussicht genommenen 
2tells (staatliches Forstamt) vi Blei cht übertragen werden 
könnte. 

r yc'i 
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8- Ab 4, Dr. Ri tter: Die Regi erurg hat einen ablehnenden Stand- 
crädler gegenüber eingenommen. Was hat sie hiezu ver- las et ? 

8S Chef: Die Person des Gesuchste lle rs. gei ne Zuali tat 
ni cht derartig, dass ihm di ese Vertrauensstelle über- traP'en 

werden könnt e. Er ist mit den Wi ldhüt ern schon ýerschiedenemale 
in Konflikt gekommen. Aus diesem Grunde haben 

wir das Gesuch abgelehnt. Eine weitere Ueberlegung 
dann die: Die Jagd wurde letztes Jahr für weitere 8 Jahre 

verfechtet. Für die Oberjäg erstelle müsste man bestimmt ca. ýr" 5 Tooo. - rechnen es wäre daher dann zu überlegen, ob pl cht auch der Paohtschi lli ng erhöht werden sollte. Die Idee 
`e'bst i st bestimmt gut, denn die heutigen 1WJildhüter sind 
eben Untergebene der Pächter und sind finanhi ell von diesen 

ý°ý'týbestiJmmt 
keine Anzeigeein 

sorn3tzer gemacht wird, er- 

Ab '" fiele: ': Ier bt, tte jetzt die Oberaufsicht über die Jagd. 

Re hef: Das Forstamt. Dieses besteht jedoch nicht mehr, da gartnann 
in Pension gegangen Ist. Es besteht jedoch die Ab- 

üch 
ein staatliches Forstamt zu schaffen. Bisher hat der 

das Forstamt bezahlt und das Land einen Beitrag geleistet. 
zukänft wurde das dann umgekehrt gehandhabt. Die Oberauf- 

sl cbt über die Jagd könnte dann dieser Stelle übertragen werden. 
$b Kindle: Es ware bestimmt werte, di ese Sache gut zu prüfen. $esonders 

das B, lpen Debi et sollte gut kontrolliert werden. 
ý8 

u " Chef: Unsere Bergwälder sind in einem sehr schlechtem 
an , 

v'C1ef 1i : Bei der letzten Alpenwanderung wurde die Sache 
inge_end. beurteilt, dass die Wälder in den Alpen in einem katastrophalen 

Zustand seien. 

büss 
Dr Ri tter: Jenn die Waldwirtschaft so dýrnieder liegt, 

Reedagewiss an die Schaffung eifies staatlichen Forstamtes 
cht werden. Jch möchte fragen, Ist hierin bereits von der 

gle rut etwas unternommen worden ? 
s2" Cef: Wir haben einen jungen Forstingenieur Im Lande, 

n gewisser Bühle r von Triesenberg. Dieser hat die Absicht 
auszuwandern. '13r haben mit diesem Bühler Fühlung aufgenommen. gei der nächsten Budgetberatung haben wir 3m Sinne einen Betrag 

für ein staatliches Forstamt vorzusehen. Wir haben Bereits 
mit den Gemeindevorstehern diesbez. Rücksprache ge- üomme n und die Frage aufgeworfen, ob sie bereit wären, einen gewissen Betrag an das Gehalt eines Forstmeisters zu bezahlen. 

Aüf Jeden Fall muss betr. der Waldwß rtschaft etwas geschehen, 
ä;,: 

Hinsichtlich der Kostenfrage glaube ich wird das für 
Land keine grossen Kosten geben. Die Beteiligung der Gemeinden 

kann auf Grund des Waldw3 rtschaftsplanes errechnet werden 
.. qý 

'V 

e-
ar

ch
iv.

li



auf jeden Fall ist jede Gemeinde sehr interessiert daran 
Ihren vIald in gutem Zustand zu haben, 
RBu` 

" Chef: Wie gesagt, wir haben mit Bühler dahingehend 
lung genommen, dass ihm mitgeteilt worden ist, dass er 

date Aussichten hätte, di ese Stelle zu bekommen. Auf ende dB2 Jahres sollte die Stelle ausgeschrieben werden. Uebrig 
eMS wi rd der Mann von drE. T. H. bestens empfohlen ünd Steht er bereits seit einiger Zeit in der Praxis, 

'bQ p'" indle: Nach diesen Ausführungen wäre der Mann der Sache 
tvi ss gewachsen. Es möge daher geschaut werden, dass er njc t auswandert, denn der Y7ald ist für uns eine sehr wichtige Sage. Auch soll hier eine junge Kraft eingestellt werden die etwas gelernt hat und auch praktisch etwas mitgemacht hat. 

1ýe2 Chef: Z. B. ist Bühler ganz gegen einen Pflanzenimport. 
r will nach einer ganz neuen Methode die junge ': Taldung hier 

zi ehe U. 

Pros: Wir wollen zurückkommen auf die Oberjägerstellenbe- 
detzuVg 

. Sachlich gesprochen , gehe ich mit den Ausführungen 
s chädle r einig. 

Ab'. Dr. Ritter; Ich würde diese Angelegenheit zurückstellen bis zur Besetzung der Forstmeisterstelle. 

Ab'>- r: indle: Auch für die Jagdpächter wäre es bestimmt inte- 
ressant 

, wenn das Wild besser geschützt und besser gepflegt 
wem' de. 

Ab 
" Dr. Ritter: Das bi s'r_ erige Abhängigkeitsverhältnis 

z°p sc _en 
Jagdpäc'c_ter und Jagdaufseher sollte aufhö "en. Das Jagdpersonal sollte vom Staat aus bezahlt werden umd der Pächter sollte hiefür den Staat entschädigen müssen. 

P1:: Wer Ist damit einverstanden, dass die Ei n- 
gsbe des Ferd, Schädler dahingehend erledigt wi rd, dass 
wir die Erledigung betr. einer Oberjägerstelle bis zur $ehandlung des neu zu errichtenden staatlichen Forstamtes 
Zurücketellen um event. dem neuen Forstmeister dann die 
Funktion des Oberjägers zu übertragen, möge die Hand er- hebe n. Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen, 
betr. Schlachtviehannahme: 
4bZ. H. Brunhart: Joh möchte fragen, wie sich die Sache betr. 
der Vieh, -annehme verhält ? 

y"Cref Ni gg: Im Hinblick auf den starken Anfall von Schlacht- 
vieh aus den Dörrgebieten musste hier die Annahme zurückge- 
stellt werden. 

Abg. H. Brunhart: Jch würde das verstehen, wenn nicht zur 
gleichen Geit in Trübbach eine Viehannahme stattgefunden 
hätte. Auch möchte ich fragen, ist die Heuausfuhr gedrosselt? 
Hier darf auf keinen FallleimeMbee werden. 't ac -% 

4vo4t� gGýaýaýn, , '`' l__. / 
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Rep' 

ef: \, lir haben diese Sache dem Bauernbund übergeben, 
Dieser Ili , 1- 

hat am ehesten einen Ueberblick. Der Viehabsatz 
jindheuer 

schleckt und die leiden sind so gering, dass 
estens ein Monat früher das Vieh eingestallt werden mts s. 

4 
as ". 

HHooo_ý: Auch tauschen heuer die grossen Emdstöcke sehr, 
Hei ist nicht so fest aufeinander wie man meint. 

Ab 
. 'urachter: Ein Problem sind dann auch die Stellkühe, die 

aus den roeýýengebieten herkommen und hier im Land gefüttert Werden. 

Re 
. Cr ef: Gewiss wollen wir den Leuten aus den 12rockenge- bi eten helfen, aber doch sollte man eine Uebersicht über 

die ganze Aktion haben. Der Bauernbund hat di e Aus- 
fuhrli zenz für Heu in Händen, muss aber unbedingt Rück- 

nehmen auf den Heugebrauch im eigenen Lande. 

Ab '" H. Brunha rt : Jch möchte dringend raten mit dem Heu 
Sparsam umzugehen. 
Ate. Wachter: Betr. den Heupreisen möchte ich noch sagen, 
dass di es elb en stabil bl ei bens oll ten. 

" Crof: Wir wollen hier nichts dreinreden, der Bauernbund` 
sol die Sache regeln. Auch eventuelle -Vorschüsse für Heu- 
4erk 

, ufe zum Zinsen soll mit dem Bauernverein direkt geregelt 
werden. 

Ab 
. Kl n dle : Die Futterkühe sollten bei einer zentrale ge- 

rne de werden müssen, damit schon eine Uebersi ct geschaffen 
wird und ei ne Kont ro Ile möglich ist. 

Abný. F.. Brunhart: Jch möchte nur sagen, wenn alles Vieh das 
gegenwärtig im Land ist, hier bleibt über den Winter, brauchen 
wir alles Heu und dürfen wir in diesem Falle an eine Ausfuhr 
nicht denken. Die Stellkühe sollen bei den Ortvo rstehern 
gemeldet werden dann hat man �ai ne Ueb ersi cht . Es könnte 
nämlich auc- bei uns noch auf den Frühling eine Heunot geben. 

Ab°'. urachter: Jch möchte die Ausführungen von Abg. Kindle 
und runhart unterstützen. 

Punkt 4 
ekann gabe der Schweizerischen Gesetze, Bundesratsbeschlüsse 

und Verträge der Eidgenossenschaft, weldhe auch für Liechten 
stein übernommen wurden, 

Präs. Strub gibt die betr. Gesetze bekannt. Es handelt sich 
um folgende: 
1946/ L. G. Bl. ' 7,8,9,12,15,17 
1947/ L. G. Bl. 4,6,7,8,9,11,17,18,21,22,29,32 

Der Landtag nimmt hievon Kenntnis. 

ýý1ý 
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Re 

. Chef; Ich möchte noch kurz betr. der Debloc'_ýierung dOr 
chwei z. und Lie cht enstei ni sch en Vermögenswert e und 

r entsprechenden Steuerkontralle dem Landtag folgende 44elegenheit 
unterbreiten. Wie bekannt, hat die Schweiz 

das Rest ein Organ nach Lieehtensteinzu den Erhebungen 
abZUbeordern. Die liechtensteinische Steuerverwaltung 
P'i bt nun bekannt, dass auf Grund des Artikel 5 des Steuer- 

. 
esetzes der Beamte (Steuerkommissär) das Gelübde der 
erschwiegenheit abgelegt habe und daher zu einer Auskunfts- 

erteilung nicht ohne weiteres in der Lage sei, 
4b Dr. Ritter: Laut dem gepflogenen Notenwechsel wurde aus- 
nrU klich festgelegt, dass es sich nur um eine Steuer- und 8egisterkont 

rolle handeln soll. Steäerkontrolle ist die Fest- 
stellung, dass die Vermögenswerte zur Versteuerung herange- 
zogen Werden. Die Registerkontrolle besteht darin, nachzuseti± en, 
°b die Register überd die Vermögensveränderungen ordnungs- ke leg geführt werden. Unser Notenwechsel beinhaltet aber 
Personeweitere 

Ist 
s 

dahersn nicht 
t 
gesagt, 

edass ä reBegünsti berechtigten 

a4'egeben werden muss. t'lenn die Schweizervertreter di eBe- k'anntgabe 
der Namen verlangen würden, so würde das unserem $0l& 

ngwesen sehr schaden. Wir müssen daher durch eine 
012tsprechend e Kiarlegung schauen, dass wir um diese Klippe 
reim kommen, ansonst wird das Vertrauen in steuerrechtlicher Rissicht in Liecktenstein sehr erschüttert. 
Re Chef: Jch werde somit der Steuerverwaltung folgenden 

uz rag erteilen: 1. Dass sie im Rahmen des Notenwechsels 
die Auskünfte zu geben hat. 2. Der Schweizervertreter, Dr. 
freier, 

möe vor Begi nn der Tätigkeit bei der Regi erung vor- beikommen. ' Wir stehen selbstverständlich zu unserem Noten- 
wesel, wenn irgend Unklarheiten bestehen wollen wir ver- b-angeln 

und abklären. Jch möchte nämlich verhindern , dass 
die Steuerverwaltung die Zertifizierung einstellt. 

Abg. Dr. Ritter: Wenn einmal eine Uebersicht über die 
lie. tenstein sehe Zertifizierung vorhanden ist, wird sehwei- 
Zeri s ch erseit s das grosse Interesse rasch sinken, denn die 
Betröge 

werden nicht bedeutend sein, I- `: n-r*, -- ýn , r., i-- 
ý' 

--"', A" u; i k^i -n v a-: - '. "h 1 -1-t°n 
ýtýc 

S 'et vo La °nh `_n^ tn h-'h-A1n 

ý.. 
_.. nrJ roc. iýt; A'mi l- n' ? Yl ; -1.1 

+' P. Y1 ýT sý ý- ". . .... 'ý., . _, q, : !ýý 'n . S' ;i- in 

nom. a 1--; r a, �, di ese dürfen auf keinen Pall denunziert 
werden. 

Re 
. Chef" Das die Angelegenheit so wichtig ist, wollte ich 

den ans g hi evon orientieren, obwohl mir bekannt Ist, dass 
das spätere Gesetz das frühere eben aufhebt, 

pr d_5_ Die Regi erurig möge in diesem vorerwähnten Sinne vor- 
gehen. Eine Pauschalantwort im Sinne des Notenwechsels und 
im weiteren die Sache noch mündlich abklären, 

blit tagspause 12 Uhr " Fortsetzung nachmittags 1/2 3 Uhr 

-ý -f 2 
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prý, s: , ii r kommen zum 35. Bericht des Bundesrates an die Bu sversammlut 

. Diese Angelegenheit wurde unsererseits durcb- Gesetz vom Jahre 1934/L. G. Bl. 11 übernommen. Jch nehme an dass die Herren Abgeordneten die Sache gut $t ucU e rt habt 11. 

Ank5 rag der Fraktion der Vaterländischen Union auf Erlassung: 
a) eines Gesetzes betr, die Aufhebung der Ernläehtigungsgesetze 

om 14.7. eines Gesetzes betr. die Aufhebung des Gesetzes vom' 1930 /8 über die Abänderung des Gesetzes über die Ausübung der Politischen Volksrechte in Lan desangelegenh ei ten : 
Der Antrag a) wi rd vorgelesen, ebenfalls die Gesetzesvorlage. 
Pms": 

V. Chef Nigg hat eine Zusammenstellung der Verordnungen 
eu'a t welche aufgehoben werden könnt en und ei ne über die yerordnungen, 

welche weiter zu bestehen hätten, weil versch. kr3 egswi rt schaff li chö Massnahmen darunter sind die noch nicht 
aufgehoben werden können. Jch habe bereits in der Finanz- kommission 

gesagt, dass die Fraktion der Bürgerpartei Sorri ftlich zu dieser Sache Stellung beziehen möchte. 'yii r 5i nd übrigens der Ansicht das? heute der Zeitpunkt gegeben Ware wenn gleichzeitig mit der Aufhebung der Ermächtigungs- 
gesetze auch ein Gesetz geschaffen würde zum : trutze des Staates. 

Denn wir sind bestimmt der einzige Staat der kein Gesetz kennt zum Schutze des Staates. Jch möchte daher zum Gesetzesentwurf 
über die Aufhebung der Ermächtigungsgesetze dell Standpunkt der Bürgerpartei vorlesen. Wird vorgelesen. Heute haben wir Priedenszei ten, si nd weder einem Einfluss 

POn Rechts noch von Links ausgesetzt und können daher in 
aller Ruhe ein Gesetz zum Schutze des Staates erlassen, was Pieleicht in einigen Jahren nicht mehr möglich ist. Jch 
Stelle di e Sache zur Debatte. 

Ab Dr. Ritter: Wenn wi r den Antrag gestellt haben, das Er- 
rnh na, 

-t-ltigungsgesetz vom Jahre 1933 aufzuheben, so hauptsäch- ' 
11 2- aus dem Grunde, weil das Ermächtigungsgesetz in einem demokratischen Staatswesen ein Schönhei tsfehler bedeutet. Der krieg war eine Ausnahmezeit und nötigte zur Schafjung 
des Ermächtigungsgesetzes. AuchNin der Schweiz geht nun die 2enden7. 

darin dass diese Vollmachtenbeschlüsse nach und nad 
aufgehoben werden. Das Ermächtigungsgesetz gehört einer Zeit 
an die überlebt ist, der Zeit des autoritären Staatswesens. 
Heute kehrt man in der ganzen 'elt zum demokratischen Prinzip 
Zurück aus diesem Grunde bin ich der Auffassung, dass es 
kleine 

zu früh ist di eses Gesetz aufzuheben. Bei unseren 
n Verhältnissen ist die Regi erung in der Lage den Landtag innert kürzester Frist einzuberufen. Das sind die 

Gründe die uns veranlasst haben, den Antrag zu stellen. denn ihrerseits die Annahme dieses Antrages nun verbunden 
wird mit dem Antrag auf: Schaffung eines Staatsschutzgesetzes, 
so könnte Ich für mich persönlich gnu nd sätzli ch zustimmen, 
Vorausgesetzt das dieses Gesetz nach Mustern anderer demo- 
kratischer Staaten, wie z. B. der Schweiz abgefasst würde. 

&- bin der Meinung, dass man ohne weiteres an einen Tisch 
Sitzen kann üm darüber zu di skuti eren. Wir haben wohl ei n Staatsschutzgesetz im Spitzelgesetz, dieses ist jedoch unzu- 
1anlich 

und müsste durch ein neues Gesetz ersetzt werden 
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nun die Frage des Vorganges zu di skuti ere. n. Ob zuerst 
Vorlage dieses neuen Staatsschutzgesetzes abgewartet 'NSrden soll und dann in einer Sitzung das eine aufheben und das andere beschliessen resp. annehmen, oder wie ? 

Pr=-_. 
Unserersei ts hat man sic: den Vorgang so vorgestellt. 

uucr_ einer eder nerrn euwas zu Demerxeu 
Ab 3chädle r: Heute können wir in aller Ruhe an die Schaffung 
e1 qeS taatss 

_utzgesetzes gehen, 
Ab'" ri radle : Falls diese beiden Gesetze Hand in Hand aufge- dOben 

und anerkannt werden sollen, möchte ich ersuchen 
Angelegenheit soforta an dis Hand zu nehmen. 

Fras" 
Die Regierung soll wie debattiert beauftragt werden, 

83ne eiset zesvorlage zu schaffen indem sie je ei nein Herrn 
Wn beiden Parteien den Auftrag erteilt die Vorlage auszu- 
$rbeiten 

, 
. kb Dr. Ritter: Jch glaube, die Herren der Fraktion sind riemi 

auch einverstanden, 
Re hef: Diese Sache k¬nn bereits in der nächsten Sitzung 
d7`_I___I 

_- G+_si_. _... -1 -- Tr. _s-- ..,.... a_ V- -- i1- J4 4-. + cr 
-LL. L i, weraen_ c) e 1L euis aer vu1 vu wus ud ndrr . trr. 1Li V- vi 

uns seitens der Bürgerpartei Herr Dr. Hoop für die Schaffung 
dieses Gesetzes bestimmt. 

Jeh glaube, dass ich die allgemeine Zustimmung des 
an'd ages feststöllen kann 

ýräso äir kommen zum Antrag auf Auftebung des Gesetzes vom 1- 7uli 1930. Es handelt sich hauptsächlich darum, dass die 
Unterschriftenabgabe 

vor dem Vorsteher unterbleiben kann. 

Unserersei ts ist man der Ansicht, dass diese Bestimmung wohl 
gelockert werden kann, aber sie soll nicht ganz aufgehoben 
Werden. Es soll gemeinsam ein Weg gefunden werden um die 
Sache 

zu erweiteren. Die gänzliche Aufhebung würde zu einem l4i s sb rauch führen. 

Ab Ki radle. Jeh habe keine Bedenken dass Missbrauch ge- 
1'ieben wi zd, in der Schweiz besteht genau das gleiche. 

"räs.: TJur besteht in der Schweiz kein Abstimmungszwang, 
aýUýei ne oder das andere muss wegbleiben, 

ADr. Ritter: 
_ 

Jch glaube dass diese freie Form der Unter- 
scbrt eng sammlurg politisch ein sehr gutes entil bedeutet 
gerade dort wo Koalition besteht , dass dem 

Volk 
die Mögli ch- 

keit gegeben wi rd sich zu äussern. In der Schweiz besteht 
iq allen Kantonen die Möglichkeit dieser Unterschrif tensammlung 
und denkt dort gewiss niemand daran, diese Bestimmungen 
aufzuheben. Us könnte daher auch bei uns nicht schaden, wenn 
man zum alten System zurückkehren wurde. Im Gegenteil, 
politisch unzufriedene Leute hätten auf diesem Wege di e 
Viöglichkeit, ihre Meinung an den Mann zu bringen und 
das ganze Volk gibt dann darauf die Antwort, iT 
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gb Kindles So-viel Rech-t muss das Volk auch haben. 

�rnn der : einuni , wenn ein Bürgertiden 

` 'G s~c eu't--in die Gemeindekanzlei zu gehen um sel 
S2ýrift abzugeben, ist es gleich wenn es nicht zu einer 
121t1ative kommt, 

Yi nd JE)-. Es handelt sich 
' 

nicht um den ; reg scheuen. Sondern 

_L _- ýwýHnýR c sind. diese 
es gib eben solche die vom vorstiei!. er au-a"Fz, 'r> 'Vorsteher. 
kÖnnen 

nicht gut gelte t tei 11 ger Ansicht sein wie der 
Vln diese zache handelt es sich hier. 

frs.: 4`1i r werden dann sehen wie das WJar li nteresse des Vol3ers 

Iachlý, sst, wenn heute schon so vorhanden ist, 

q der Gemeinde Vaduz sind be 
mit 17 und 20 Stimmen gewärlt wo xden. 

ý$bLe- Xi ndle: Es kommt eben drauf an was zur Behandlung kommt. 

räs.: Es kann dann--arorkommen, dass eine kleine Sippe 
be chlecrter shlbete3ligur irgend eine Sache flurerdrückt, 
die nicht zum Wohl des Volkers und des Landes ist. 

lb 
" ele: bevor die Bürger ihre Unterschri ft vor dem Vor- 

, 
-er abgeben mussten, ist es auch gegangen, es gab nicht 

mehr Initiativen als nchher. Wir sollten daher wieder zum 

ýýen zuräctýtýer_reno 

Elkuch: Jch würde in jeder Gemeinde 2 Mann b esti -M, 312 
_-_- 'VT -+- r. v. cnhri ft abLyeR: eben 

Wn eder Partei einen, vor aeneu u1t! 
werden kann. p"As. Die Gesetzesbestimmang " vor dem Vorsteher" ist bestimmt 

"'u s raff, weshalb ei ne Lockerung ohne weiteres vorgenommen 
werden könnte. 

b Dr. Ritter: Eine Lockerung wäre recht, wenn sie. gleicr- 

Z81tig eine ereinfachung der Sache mit si ch brächte. Sie 

WÜrde jedoch nur eine Komplikzition mit sich bringen. Sehen 

wi4r uns die kleinen Sc'r_: eizerkantone an, Appenzell u. s. w. 

auf, sie haben hier das gleiche System wie wir früher, sogar 

die Landsgemeinde haben sie und es funktioniert alles zur 
Zufriedenheit. Es besteht ja die : 4löglichkei t, dass es 

ebHausverstandlinm 
Volkeuschon 

en, äýeer 

meistens 
und Initiativen 

er mestens Ist td gesund 
2u fin den. 

nhtnicht Mimehr tsprache ßb9" r'indle: 'Jdir unsererseitsýkönnen Qheute 

q" 

q e]nAm demokratis&-en 7Laati ýuii "°" `"""--- ý 
des Volkes verankert sein. 

2Y`. 8 : Da kann man verschiedener Ans eht sein. Bestimmt 
dass es 

We wir uns in kürzester Zukunft sagen müssen, 
.. - _ýý a4 o Sý. ýhe so belassen 

'Orteilhafter gewesen ware, uvduu us ---___ 
Warden ware. 

Chef: Für die gänzliche Aufhebung sind wir seitens 

der Bürgerpartei in der Mehrheit nicht dafür. 
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- 1; 1,. 1- , ,-, , _, -- . ----- --- .,. _�I t, - -P4- a., w a., ti, i_ ý_'rZ1L'_1ECi _ IJý. S, S hA l VAY'S ßCl . a9LleD QU r [lclu 9tiusziiu LLQ1 at: y- 
ý'zlicht o1 eý elei stet wi i, ist darauf zurückzuführen, dass 
e en jene nie vorgegangen wird, die nicht erschei nen0 

Rý alnp'_ (1L_.,, 
. ... .., -- �----- _ _. -_ _. _L . t. -.. 4- 1. '.. nvt mr+Y1 

ýýý-ea -L,, s s t1 mmt , vl en n man icons eq ueQ L its u, ntwu uiýu 
, irr_anä erre3 ch en. 

pr48 
: Ein rdahlzwang ist auch nicht sehr demokratis ch. 

ýý- Chef: Jc persönlich würde vom Wahlzwang nicht abgehen. 
Ab' 

" eck: Jäh- glaube, wenn die Unterschriften vor 2 Amts- 
ýýýý'nen abgegeb en werden könnten , von denen der e1 ne aa aber 

et 
Partei angehören würde, so würde dieser 

sein. reandere Sa re 
der 

eelejener 
K_ 

kongtes imnt-vieles auf Lager das in ter nächsten Zeit kommen 
e, Patentjagd, us. w. 

- vuF. ''i: -uA. 
s HF? 7^i1mWA]oelu um :j ii 7[A[AL3Ll . 5'V. L1uE9 u. L u tsv 4GiLJ0 +. +. i 

fM6L> 
- 

r'ýi.. _r_ ,. _ Tr .-., -'' -- ---- r, L. t --- -- ....., 1'1 L- ... - .. 1.4- c-'in T'i. c 

b Tadle: Der Landtag hat i;.; mer die ijöglichkei t, öff an tlieh 
gen eine beabsi chtigte Initiative Stellung in den Zeitungen 

zu beziehen. Jch würde aber dem Volke die Freibbtt nicht be- 
s chn ei den, 

RQ ýhaf Ich würde die Behaddlung dieses Punktes verschieben bis Zr unächsten Sitzung. In der Zwischenzeit kann jede Partei 
°d52en Punkt nochmals abklären und beraten. 
p s" : 1r verschieben a 1so die ý, dei terbehandlung dieses 

unk es bis zur nächsten Sitzung. Vieleicht könnte in der 
2vvi schenzeit wenn nötig eine int erparteili ehe Besp rechung 

Tstat 

tfi nden. 
4A fn 1"_ -- --9 

r% AA AA 

wuae8 z' earnu ng eu lzp'fý uua 17I*a7 
111 

ýaýýýý. 
ý. ýýý. ýý... ý... ý. ý.... ý ... ý... ý. e. ý.. wýýýý. wý. ýýrýýýý. ýý 

1944 
Es ist zweckmässig, wenn ich den Bericht der Cstscc; ý-wetz, Treuhandgesellschaft zur Kenntnis bringe. Die 

Geschäftsprüfungskommission hat di e Rechriung dem Landtag zu- 
ntrag auf Genehmigung, Eine Nachpro fung gestellt mit dem Antrag' ihrerseits 

erfolgte nichts 
Der Revisionsbericht über das Jahr 1944 wi rd vom Schrift- 
fuhrer 

vorgelesen, 
Re 

" Chef: Joh machte noch zum Punkt Verschleiss-Stelle be- 
1erken, ass die iarkenbestä nde dort sehr gründlioh kontrolliert 

wa roten, überhaupt jedes Büro und die kleinste 
fasse die irgendwo geführt wird, ist gut kontrolliert worden, a'-'h habe den Revisoren den Auftrag erteilt, alles genau zu fntrollieren 

unc(Bericht zu erstatten. Diese Kontrollen 
haben 

sich sehr gut ausgewirkt im ganzen Hause. 

"ý46 
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2 ftDie Landesrecnung 

Abschreibungen 
LaufeFrýr76'083--"8 

sich nach den 

e Chef; Es ist natürlich ein bedeutendes Landesver- 
o en vorhanden dieses ist jedoch nadh kaufmänni sehen 

Grundsätzen 
in der Bilanzrechnung abgeschri eben worden. 

Ps" 
% Wir haben also über die Jahresrechnung 1944 noch 

°rý 1 abzustimmen und. dieselbe zu genarmigen. Zar Druttobetra beziffert sich auf Fr. 510741982a73 

¬ebLandesvermögen 
lt. letzter Bilanz wurde aus dem Er 

ýebnis 1944 Fr. 1616o6,24 hinzugegeben, sodass si ch das 
;' $°desvermögen mit Fr. 76'. 83.58 beziffert. 

ý;, ý�17 vnm 31. Dezember 1944 einver- 
yau az er m1L utii J731cwu + . _w. --- 

$tauden, 
möge die Hand erheben. 

Ab$timmungsergebnis: 
einstimmig angenommen. 

Interniarte Ab Lindle: je möch t. e noch fragen , wie viele 
befind 

en si_ jetzt noch i rn lande ? 

lieý" Chef Ca. 24 i ersonen, von vrelchen 13 Mann nach Kanada 

bäst n ausreisen für welche wir pro Kopf ca. Fr. 1000-- 
bezahlen. 

ca. 7 Stück warten auf die: Angehörigen aus Deutsch- 
lacd 

und werden bis en. te Oktober das hand verlassen. 
Geberar 

Holmston wird n5, chstens mit einer seiner FrauanZauch 
Sbreisen. ich rechne, dass bis ende des Jahres diese g 
dache 

liquidiert sein w1 zd. « die Bewachung des Lagers ist 

unrei U5 b uiavu a. u1hw- 

Abp'- c_, - T_ _. _. A wa Mi+-. aan Baracke gd es Hus se121agero 6a- 
d16i iv ä, v W1 1u ua+ ý """- -_ 

CC? ' P, I? 

Ke-" Chef : Auf jeden Fallwerden für Johnzwecke keine solchen 

araeen e. bgegeten, denn mit einer solchen Baracke wäre nie- 
mand geholfea. Uns haben die Barmen ca. Fr. 501000. - 9e 
k0 stet. Etwas von den Baracken vd rd man für das Saminawerk 
har cuem, eine davo a für die Zollwache in Sch eanwald. Auch 

das Land viel Material und nirgends ein Magazin um das- 

elbe unterzubringen, sodass : gir diesen Zweck auch solche 
arac%er, in Frage kämen. 11uleh der Aerzteverei n ist an die 

Regierung 
heran getreten wegen einer Absofderungsbaracke. 

auch bei einer Feuersbrunst wäre es sehr vorteilhaft, wenn 
mal' eine solche Baracke zur Verfügung hätte. 

Lsnder, 
recrnuag 1945 Der Bericht der Geschä. ftsprüfungs- 

k1 ion wi rd vorgelesen. Ebenfalls der Bericht der 
CstIchwei 

zeri s ch en Treuhandgesellschaft. 

Wünscht noch jemand Stellung zu beziehen zum Re- 
n5bericht 

1945, enn nicht lasse ich über denselben 

abstimmen. Leider ist nur die Bilanz nach den Abschreibungen 
Irranden, diese beziffert sich auf Fr. 75er862. l9 als 
ýus; 

abenüberslahuss. Bruttobilanzsumme Fr. 5'849'686.51 

"Ter der »andesrechnung pro 1945 mit einen Ausgabenüber- 

ebuss von Fr. 75'862.19 seine Zustimmung erteilt, möge 

Tand erb eben. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen. 
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" üfa htart ., P steht es mit dem neuen System der Hrei 

"erbau ungen 
$8 

" Oref: Die technischen Organe müssen zuerstnhiell- im 
n. u. I a,,: ---ýr --' -- -- Tr... -, +-v. on 7 !Y7A , 7aut'v uv w- --- . 

-wlýQ sein und in eaner £>-. . --. - ýýr 
�n, a, . i. ,. n�n, - ,,, +ro4 nh Ar t endl eren darauf , dass mit dem 

iruLitju- 
an en wird. ti'1ir möchten die L 

hVi 
Uhr 

ebe 
mogi 

ichstýhochýgegan g- huh® 
vorher festgestellt wissen. Dieser oder der nächste 

Liýýat 
soll die Sache in Ordnung kommen. Dieses Jahr haben 

°V3r fast 1/4 Million für Rheinarbeiten ausgegeben. 
r Ab 

"ä ndie: Stimmt es dass unser 'N'juhr zufhouh wardundSahei 
z. 

eder e was abgetragen werden musste, 
Reo' Chf: n mir ist nichts bekannt. Uebri gens habe ih 
Bund 

rt Etter, die. Rheinsaci~ e genau erklärt. Seinerzeit im 
Jure 1927 ist der Rhein nur aus dem Grunde bei uns einge 
br0ý'-en 

v, ei l die Schweiz s. Z. eine Erhöhung unseres ýaT 

ýjert haben wollte, aus diesem Grunde brach dann der Rhein 
öý1 uns herein. 
Ab Dr. Ritter: , iie steht es mit dem Tunnel ? 

ßs " 
, 
Chef: Die Portale werden fertig gemaä t. Die Trai näýge 

n -. n ri ff genommen, dann kommen noch die Zufahrtstrassen. 
Js, J 

nmegan dass im `Hnter der Tunnel benU. tzt werden könnte. 
us ist auch noch eine Frage, muss noch irgend ein Zerimoniell 
bei der Pertigstellung des Tunnels abgehalten werden oder nicht. 

fir" 
"% Etwas muss schon j3 emacr t werden, 

8Qb-luss 
der Sitzung-. 6 Uhr abends 

---- -----EG--------- 

Gen eh cn igt: 

jedoch in einfachem 

,. < ,tý 
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